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Drudcsadie V/ 4615 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/1 -S 2262 - 12/69 


Bonn, den 12. August 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerliche Benachteiligung im Einkommensteuerrecht 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/4595 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Welche Überlegungen liegen der in den Lohnsteuer-Durchfüh- 
rungsverordnungen seit Jahren enthaltenen und wiederkehren- 
den Regelungen zugrunde, wonach Verwitwete und Geschie- 
dene den Ledigen gleichgestellt und in die Steuerklasse I, bei 
Vollendung des 50. Lebensjahres in die etwas günstigere Steuer- 
klasse II eingestuft werden und getrennt Lebende — ohne aus- 
drückliche Regelung, der Verwaltungsgepflogenheit gemäß — 
ebenfalls den Ledigen gleichgestellt werden? 

Die Lohnsteuer ist eine besondere Erhebungsform der Einkom- 
mensteuer. Die Regelung in den Lohnsteuer-Durchführungsver- 
ordnungen beruht auf den Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes, wobei zur erleichterten Anwendung im Lohnsteuerab- 
zugsverfahren Steuerklassen gebildet sind, die die Vorschrif- 
ten des Einkommensteuergesetzes berücksichtigen. Nach dem 
Einkommensteuergesetz (vgl. § 2 Abs. 1) wird jeder Einkom- 
mensteuerpflichtige grundsätzlich mit seinem Einkommen zur 
Einkommensteuer herangezogen (Grundsatz der Individualbe- 
steuerung). Lediglich für Ehegatten, die beide unbeschränkt 
steuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben, kann nach 
§ 26 EStG die Zusammenveranlagung beantragt werden. Hier- 
aus — und nicht aus der Verwaltungsgepflogenheit — ergibt 
sich, daß geschiedene und verwitwete Personen (für letztere 
vgl. jedoch die befristete Ausnahmeregelung in § 32 a Abs. 3 
EStG) sowie getrennt lebende Ehegatten steuerlich wie Ledige 
zu behandeln sind. Bei der Lohnsteuer gilt für Ledige, Geschie- 
dene, Verwitwete und getrennt lebende Ehegatten die Steuer- 
klasse 1. Die Steuerklasse II berücksichtigt die Sonderfreibe- 
träge des § 32 Abs. 3 Ziff. 1 EStG. Die Steuerklasse III gilt für 
Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben. 
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2. Billigt die Bundesregierung die Regelung, daß im Falle eines 
ehelichen Getrenntlebens der berufstätige Ehemann aus der 
Steuerklasse III in die weitaus ungünstigere Steuerklasse I, die 
für Unverheiratete gilt, bzw. — falls über 50 Jahre alt — in die 
ebenfalls ungünstigere Steuerklasse II verwiesen wird; er so- 
mit steuerlich höheren Abgaben unterliegt, obwohl er seine ei- 
genen erhöhten Aufwendungen einer getrennten Haushalts- und 
Lebensführung zusätzlich zu tragen hat und er zu gleicher Zeit 
an seine getrennt lebende Ehefrau seine Unterhaltsleistungen 
in demselben Ausmaß zu erbringen hat, wie er sie im Falle 
des Zusammenlebens unter Berücksichtigung der Steuerklasse 
III zu entrichten hatte? 

Die derzeitige einkommensteuerliche Behandlung dauernd ge- 
trennt lebender Ehegatten trägt, worauf der Bundesfinanzhof 
in den Entscheidungen vom 29. Januar 1960 VI 168/69 U (Bun- 
dessteuerblatt 1960 Teil III Seite 103) und vom 23. Juli 1965 VI 
154/64 U (Bundessteuerblatt 1965 Teil III Seite 616) eingehend 
hingewiesen hat, der Tatsache Rechnung, daß bei dauernd ge- 
trennt lebenden Ehegatten eine Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
meinschaft nicht mehr besteht. Im Hinblick hierauf erscheint es 
nicht möglich, dauernd getrennt lebende Ehegatten wie zusam- 
menlebende Ehegatten nach dem Splittingverfahren zu be- 
steuern. Denn dieses Verfahren geht davon aus, daß zusammen- 
lebende Ehegatten eine Gemeinschaft des Erwerbs und des Ver- 
brauchs bilden und daß demgemäß der eine Ehegatte an den 
Einkünften und den Ausgaben sowie den Lasten des anderen 
Ehegatten jeweils zur Hälfte teilhat (vgl. hierzu die amtliche 
Begründung zu dem von der Bundesregierung im Kalender- 
jahr 1958 eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag und des Verfahrensrechts — Bundestags- 
drucksache III/260). Eine Zusammenveranlagung und eine Zu- 
sammenrechnung der Einkünfte der Ehegatten, die die Voraus- 
setzungen für die Anwendung des Splittingverfahrens bilden, 
ist daher bei dauernd getrennt lebenden Ehegatten nicht mög- 
lich. 

Die Bundsregierung erkennt an, daß durch das dauernde Ge- 
trenntleben erhöhte Lebenshaltungskosten erwachsen. Sie un- 
terscheiden sich jedoch nicht wesentlich von denjenigen Allein- 
stehender. Diesem Gesichtspunkt wird dadurch entsprochen, 
daß bei dauernd getrennt lebenden Ehegatten wie bei anderen 
Alleinstehenden, die mindestens vier Monate vor dem Ende des 
Kalenderjahrs das 50. Lebensjahr vollendet haben, bei der Er- 
mittlung der Einkommensteuer ein Sonderfreibetrag von 840 
DM vom Einkommen abgezogen wird (Lohnsteuerklasse II/O). 
An die Stelle des Freibetrags von 840 DM tritt ohne Rücksicht 
auf das Lebensalter ein Freibetrag von 1200 DM im Kalender- 
jahr, wenn vom Einkommen mindestens ein Kinderfreibetrag 
abzuziehen ist (Lohnsteuerklasse II/l usw.). Dem Umstand, daß 
ein dauernd getrennt lebender Ehegatte dem anderen Ehegatten 
Unterhalt zu leisten hat, wird unter den Voraussetzungen des 
§ 33 a Abs. 1 EStG in der Weise Rechnung getragen, daß die 
Aufwendungen bis zu 1200 DM im Kalenderjahr vom Einkom- 
men abgezogen werden können. 
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3. Sieht die Bundesregierung in der nadi bisherigem Steuerredit 
geltenden Regelung, im Falle des Getrenntlebens weder die 
Unterhaltsleistungen an seine Ehefrau nodi seine eigenen er- 
höhten Haushalts- und Lebensführungskosten steuerlich abzugs- 
fähig zu machen, eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes, 
weil bei einer vor einem Notar abgegebenen Erklärung zu 
freiwilliger Unterhaltsleistung diese in vollem Umfange steuer- 
abzugsfähig ist, im Gegensatz zu einer auf Urteil oder gericht- 
lichem Vergleich bzw. freiwilliger — außergerichtlicher und 
nicht notariell niedergelegter — Unterhaltsleistung? 


Die Regelung des § 33 a Abs. 1 EStÖ dient der steuerliciien 
Gleichbehandlung aller Unterhaltsleistungen an gesetzlich 
unterhaltsberechtigte Personen. Auch die Unterhaltsleistungen 
eines dauernd getrennt lebenden Ehegatten an seinen Ehegatten 
beruhen auf gesetzlicher Unterhaltspflicht. Sie können deshalb 
steuerlich nicht anders behandelt werden als Unterhaltsaufwen- 
dungen eines schuldig geschiedenen Steuerpflichtigen an seinen 
früheren Ehegatten. Eine höhere steuerliche Berücksichtigung 
der gesetzlichen Unterhaltsleistungen könnte nicht auf Unter- 
haltsleistungen an getrennt lebende Ehegatten und geschiedene 
Personen beschränkt werden, sondern müßte sich auf alle Fälle 
der gesetzlichen Unterhaltsleistungen (z. B. auch an Angehörige) 
erstrecken. Die derzeitige Höhe der steuerlichen Berücksichti- 
gung von Unterhaltsleistungen nach § 33 a Abs. 1 EStG ist im 
übrigen mit dem Kinderfreibetrag für das erste Kind, der eben- 
falls 1200 DM beträgt, abgestimmt. Zwischen Unterhaltsleistun- 
gen auf Grund gesetzlicher Pflicht einerseits und nicht auf einer 
solchen Pflicht beruhenden Unterhaltsleistungen auf Grund 
von Unterhaltsverträgen andererseits besteht ein erheblicher 
sachlicher Unterschied. Freiwillige Zahlungen auf Grund von 
Unterhalts Verträgen können in der Regel als dauernde Lasten 
im Sinne des §"10 Abs. 1 Ziff. 1 EStG abgezogen werden, sie 
müssen aber vom Empfänger als wiederkehrende Bezüge im 
Sinne des § 22 Ziff. 1 EStG versteuert werden. Auf gesetzlicher 
Unterhaltspflicht beruhende wiederkehrende Bezüge dagegen 
bleiben beim Empfänger unversteuert. Diese gesetzliche Rege- 
lung trägt dem anders gearteten Charakter der Unterhaltslei- 
leistungen, die auf einer freiwilligen Vereinbarung beruhen, 
Rechnung. Es liegen unterschiedliche Sachverhalte vor? eine 
Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes Artikel 3 Abs. 1 ist da- 
her nicht gegeben. Nach dem Beschluß des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 21. Februar 1957 1 BvR 241/56 (BVerfGE 6,273 
[280J) bleibt es grundsätzlich dem Gesetzgeber überlassen, dar- 
über zu entscheiden, welche Sachverhaltselemente so wichtig 
sind, daß ihre Verschiedenheit eine ungleiche Behandlung recht- 
fertigt. Die weitgehende Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers 
endet erst dort, wo ein einleuchtender Grund für die gesetzliche 
Differenzierung fehlt (Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 16. Mai 1961 2 BvF 1/60 — BVerfGE 12, 341 [348]). Das ist 
aber hier, wie oben ausgeführt, nicht der Fall. 
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4. Ist die BundesFegiezung nidit der Ansidit, daß damit den heuti- 
gen, steter Wandlung unterliegenden Grundgedanken der Ge- 
sellschafts- und Familienpolitik zuwider gehandelt und an 
Ub^legungen festgehalten wird, die überholten Vorstellungen 
aus der Jahrhundertwende, dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, entsprechen? 

Das moderne deutsche Einkommensteuerredit beruht auf dem 
Grundsatz der Individualbesteuerung. Dem trägt ebenso wie 
die getrennte Veranlagung von zusammenlebenden Ehegatten 
nach § 26 a EStG die einkommensteuerliche Behandlung von 
dauernd getrennt lebenden Ehegatten Rechnung, bei der eben- 
falls jeder Ehegatte mit dem von ihm bezogenen Einkommen 
nach dem Einkommensteuergrundtarif besteuert wird. Die der- 
zeitige Besteuerung dauernd getreimt lebender Ehegatten ist 
deiher auch in Anbetracht der Entwicklung der Verhältnisse zeit- 
gemäß. 

5. Ist die Bimdesregienmg der Ansicbt, deS dieses steuerliche 
Mißverhältnis, das den getrennt lebenden Ehemann — sei es 
aus welchen Ciründen immer — sonUt dreifach benachteiligt, mit 
den Grundgedanken des Artikels 6 GG vereinbar und im Inter- 
esse der Aufrechterhaltung einer nur noch dem äußeren Schein 
entsprechenden Ehe- und Familiengemeinschaft weiter vertret- 
bar ist? 

Die unterschiedliche steuerliche Behandlung der dauernd ge- 
treaint lebenden Ehegatten und der zusammenlebenden Ehegat- 
ten, die nach dem Splittingverfahren besteuert werden, ver- 
stößt nicht gegen Artikel 3 Abs. 1 (Gleichheitsgrundsatz) und 
gegen Artikel 6 Abs. 1 (Schutz von Ehe und Familie) des 
Grundgesetzes (Urteile des Bimdesfinanzhofs vom 29. Janu- 
ar 1960 VI 168/59 U — Bundessteuerblatt 1960 Teil III Seite 103 
vom 23. Juli 1965 VI 154/64 U — Bundessteuerblatt 1965 Teil 
III Seite 616). Das dauernde Zusammenleben imd das dauernde 
Getrenntleben sind unterschiedliche Sachverhalte, an die der 
Gesetzgeber verschiedene Rechtsfolgen knüpfen kann. Artikel 6 
Abs. 1 GG schützt die Ehe vor allem wegen der Bedeutung, 
die sie als Keimzelle des Lebens für die menschliche Gesell- 
schaft hat. Darauf können sich jedoch dauernd getrennt lebende 
Ehegatten nicht berufen, weil sie freiwillig und dauernd die 
eheliche Gemeinschaft aufgegeben haben. Wie der Bundesfi- 
nanzhof ausführt, bedarf eine stark zerfallene, dauernd getrenn- 
te Ehe nicht mehr der besonderen staatlichen Förderung durch 
die Steuergesetze. Der Gesetzgeber kann ohne Verfassungsver- 
stoß davon ausgehen, daß bei dauernd getrennt lebenden Ehe- 
gatten die Erwerbs- und Wirtschaftsgemeinschaft aufgehoben 
ist vmd daß sie in dieser Beziehung wie geschiedene Ehegatten 
oder Ledige stehen. Der Tatsache, daß ein dauernd getrennt le- 
bender Ehegatte dem anderen Unterhalt leistet, wird im Rah- 
men des § 33 a Abs. 1 EStG durch eine Steuerermäßigung wegen 
außergewöhnlicher Belastung entsprochen. Der Gesetzgeber 
hat also diese für die Bemessung der Einkommensteuer wesent- 
liche Belastung eines dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
nicht übersehen oder willkürlich außer Betracht gelassen. 
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6. Ist die Bundesregierung bereit, in derartigen Fällen neue Steu- 
erregelungen zu veranlassen, die offensichtliche Ungerechtig- 
keiten beseitigen? 

Im Rahmen der bereits in Angriff genommenen Vorarbeiten zu 
einer umfassenden Steuerreform, die für die nächste Legislatur- 
periode des Deutschen Bundestages in Aussicht genommen ist, 
soll auch die Ehegattenbesteuerung überprüft werden. Dazu 
gehört auch die einkommensteuerliche Behandlung dauernd 
getrennt lebender Ehegatten. 

In Vertretung 

Grund 
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